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Kurzfassung

Dieser Aufsatz untersucht die Trialogreihe zur „Energiewende“ an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance auf Deliberation. Er testet die Diskursqualität dieser Diskussionsarena. Der Habermas‘sche ethische Diskurs wird als normatives Referenzmodell genutzt, und mithilfe der quantitativen Methode des discourse quality index (DQI) wird die Diskursqualität dieses empirischen Falls „gemessen“ und evaluiert. Wortprotokolle der Trialogveranstaltungen zur „Energiewende“ werden als Datensatz verwendet und zu einem Textkorpus generiert. Der Datensatz wurde auf eine selektierte und besonders umstrittene Problematik (Markt vs. Regulierung) eingegrenzt. Die Diskursqualität der Trialoge ist als sehr hoch zu bewerten. Im Vergleich zu anderen Diskussionsarenen, wie dem Schweizer oder Deutschen Parlament, ist eine höhere Diskursqualität, das heißt ein höherer Grad an Deliberation nachzuweisen.

This article examines the trialog ‚Energiewende’ at the Humboldt-Viadrina School of Governance and tests it for deliberation. Using the discourse quality index (DQI), the quality of the discourse evolving in the trialog, that is, the level of deliberation, will be measured and evaluated. Transcribed proceedings of the trialog generated a large text corpus from which certain dataset was selected: the particularly contested theme of market vs. regulation. The level of deliberation in the arena of discussion trialog „Energiewende“ was evaluated as very high. The article attests that the level of deliberation was higher than in other arenas of discussion such as the national parliaments of Germany and Switzerland. 
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1. Einleitung

Der vorliegende Aufsatz untersucht die Trialogreihe zur „Energiewende“ an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance auf Deliberation. Das Ziel ist es, die Diskursqualität dieser Diskussionsarena zu bewerten. Hierbei wird der Habermas‘sche ethische Diskurs als normatives Referenzmodell genutzt, und mithilfe des discourse quality index (DQI) wird die Diskursqualität der Trialogreihe „gemessen“ und anschließend evaluiert. 

Die Trialogreihe „Energiewende“ an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance ist eine Serie von Diskussionsveranstaltungen zur Energiewende. In einem Zeitraum von einem Jahr (März 2012 – April 2013) fanden 16 eintägige Veranstaltungen statt, bestehend aus fünf Plenumstrialogen (60-90 Teilnehmer) und 11 Workshops (15-30 Teilnehmer), sogenannten Untertrialogen. In den Untertrialogen wurden spezifische Themen diskutiert (bspw. Markt vs. Regulierung); die Ergebnisse dieser Diskussionen wurden bei der nächsten Plenarveranstaltung vorgetragen, um sie mit allen Teilnehmern der Trialogreihe zu besprechen.
 Die Trialogreihe baute auf dem Multi-Stakeholder-Prinzip auf. Sie hatte den Anspruch, über die gesellschaftlichen Teilbereiche hinweg mit zentralen Akteuren aus der organisierten Zivilgesellschaft, der Politik sowie der Wirtschaft – als Teilnehmern der Veranstaltungen – begleitet von Wissenschaft und Medien gemeinsame Weichenstellungen zu definieren, die für die Umsetzung von (politischen) Großprojekten – in diesem Fall der Energiewende – erforderlich sind. Ziel dieser Veranstaltungen war es, zu verschiedenen Themen in einem vorstaatlichen Raum gesellschaftliche Verständigungen über Grundkonsense und „nachhaltige“ Politiken zu erarbeiten. Hierbei entstand ein Prozess der Problem- und Konfliktlösung.

Prozesse der Problem- und Konfliktlösung sind zum einen in der konstituierenden Sinngebung der menschlichen Sprache (Habermas 1981) und zum anderen in der Tradition und Entwicklung politischer Theorie verankert (Barber 1984; Buchstein 2009; Schmalz-Bruns 1995). Ein demokratischer Entscheidungsprozess einer Gruppe politischer Akteure besteht aus Kommunikation, das heißt einem Wechsel von Sprechen und Zuhören (Fröhlich 2013; Korte/Fröhlich 2009). In diesem Wechsel entstehen ggf. diskursive Prozesse. Hier werden Positionen und Argumente zwischen den beteiligten Akteuren ausgetauscht, aber auch gerechtfertigt und (re-)evaluiert. Diese Prozesse verhelfen den Akteuren dazu, die Validität konkurrierender Argumente und Positionen abzuwägen, und dies kann zur Folge haben, dass Ausgangspositionen der beteiligten Akteure einander näher gebracht, angepasst oder sogar geändert werden (Habermas 1981, 1992, 1995, 1996 oder auch Gutmann/Thompson 1996). In einem solchen diskursiven oder deliberativen Prozess kann es zur Einarbeitung von zusätzlichem Wissen und Informationen kommen, und dies kann – was jedoch partiell umstritten ist (Gabardi 2001; Hauptmann 2001; Sanders 1997) – der Entscheidung oder dem Entscheidungsprozess einen höheren Status von Legitimation verleihen (Cohen 1989; Fishkin 1995). Vor allem die Bandbreite des integrierten Wissens, der Perspektiven und die Stellungnahmen einer Vielzahl von Teilnehmern zielt darauf ab, einer Entscheidung einen höheren repräsentativen Stellenwert zu verleihen (Barabas 2004; Benhabib 1992; Dryzek 2007; Hebestreit 2013). Einem Entscheidungsprozess, der durch Deliberation gekennzeichnet ist, wird das Vermögen zugesprochen, Positionstransformationen, Positionsanpassungen oder Positionsfusionierungen der Akteure zu schaffen – ein Entscheidungsprozess, der Wissen integriert und Partikularinteressen oder ideologische Anliegen in den Hintergrund stellt (Benhabib 1996).

Aber auch aus einer weniger theoretischen Sicht kann Deliberation als Mittel zur Koordinierung von Akteuren verstanden werden. Diese Koordinierung basiert im Idealfall auf Rationalität, Authentizität und ist frei von jeglichen Zwängen (siehe Kap. 2). Eine solche Koordinierung kann zu einer Konfliktlösung zwischen Akteuren führen, insbesondere bei Entscheidungsprozessen, die einen grundlegenden moralischen oder auf Werten basierenden Dissens aufweisen (Gutman/Thompson 1996). Deliberative Strukturen oder „Diskurse“ zielen darauf ab, Kooperationen zwischen Akteuren in besonders komplexen und umstrittenen Problematiken zu schaffen (Bohman 1996; Bohman/Rehg 1997). Problemfälle, die die Grundwerte und Weltansicht der Akteure betreffen, können durch erfolgreiche Deliberation ggf. gelöst oder zumindest können Lösungsansätze entwickelt werden. Das heißt: Konflikt- oder Diskussionsarenen finden potenzielle Lösungen für komplexe Probleme. Ein erweiterter Gewinn entsteht, wenn diese Lösungen auch bedeutsame Vorteile oder Fortschritte für die Mitglieder der Gesellschaft darstellen (Conover/Searing/Crewe 2002). Um den zweiten, erweiterten Sachverhalt auszumachen, können Diskussionsstandards festgelegt werden, um anhand dieser zu bestimmen, ob die politische Kommunikation innerhalb der Diskussion als Deliberation, das heißt als ein Diskurs mit hoher Qualität oder als ideal speech situation, bezeichnet werden kann (Habermas 1981, 1983, 1990, 1991). 

Diesen Sachverhalt unter Einbeziehung möglichst aller in der Vergangenheit vorgeschlagenen Kriterien empirisch zu untersuchen, ist problematisch, wenn nicht unmöglich. Einige Versuche wurden in den vergangenen Jahren unternommen, um deliberative Entscheidungsprozesse in demokratischen Institutionen in die Praxis umzusetzen (z. B. Melo/Baiocchi 2006; Parkinson 2006). Ferner wurde insbesondere in der Politikwissenschaft
 hinterfragt, wie die normativen Standards von Deliberation (Habermas; siehe unten) mit der Realität in Verbindung zu bringen sind, 
 das heißt wie nahe tatsächliche Diskurse dem normativen Idealmodell kommen. Politische Diskursarenen oder Debattierarenen wurden untersucht, wie inter alia die Arena der internationalen Beziehungen und Verhandlungen (Kohler-Koch 1998; Neyer 2010; Risse 2000; Panke 2006), oder empirisch „getestet“, wie zum Beispiel Gesetzgebungsorgane auf nationaler Ebene (List/Sliwka 2004; Steiner u. a. 2004; Mucciaroni/Quirk 2006). Empirische Untersuchungen von repräsentativ-demokratischen Körperschaften können jedoch nach wie vor als unzureichend berücksichtigt bezeichnet werden.

Thompson (2008) weist darauf hin, dass Deliberationskriterien individuell aufgestellt werden müssen und der Begriff oder der Sachverhalt von Deliberation zunächst definiert werden muss. Nach der Festlegung des Sachverhalts „Deliberation“ kann dann evaluiert werden, ob es sich lediglich um eine Diskussion oder um Deliberation handelt und ferner von welchem Grad der Deliberation gesprochen werden kann. Ein solcher Test der Qualität eines Diskurses kann an einem Idealmodell gemessen werden, jedoch ergibt sich dabei die methodologische Problematik der Quantifizierung (z. B. Holzinger 2001a, 2001b; Steenbergen u. a. 2003). Um den methodologischen Voraussetzungen systematisch nachzukommen, werden im nächsten Kapitel die Kriterien eines Idealtypus – eines ethischen Diskurses, der Deliberation beinhaltet – definiert, woran im Anschluss die empirische Messung vorgestellt und anschließend durchgeführt wird. Hierbei wird das normative Habermas-Modell als Referenzmodell genutzt. Die Qualität des Diskurses, also der Grad der Deliberation, der innerhalb der Diskussionen und Debatten der Trialogreihe zur „Energiewende“ zu finden ist, wird an diesem Modell gemessen. Für diese Messung wird die discourse quality index (DQI)-Methode angewandt (Steenbergen u. a. 2003; Steiner u. a. 2004). Ferner werden anhand empirischer Daten die folgenden Forschungsfragen beantwortet:

1. Findet in der Diskussionsarena des selektierten Falls (Trialogreihe zur „Energiewende“) Deliberation statt? 

2. Wie verhält sich der Grad der Deliberation im Vergleich zu anderen empirischen Fällen, wie zum Beispiel dem Deutschen oder Schweizer Parlament (Bächtiger/Steenbergen 2004; Steiner u. a. 2004)?

2. Theoretisches Referenzmodell

a) Intersubjektivität und Diskurs

Habermas’ universelles Ziel verrückt Kants Frage nach „Wie ist Erfahrung möglich?“ zu einer Frage nach „Wie ist gegenseitiges Verständnis möglich?“, wie McCarthy (1991, 1994) postuliert. Kants transzendentale Vernunft wird zur Vernunft, die aus Sprechakten hervorgeht, die also weniger subjektiv als vielmehr inter-subjektiv, das heißt im Dialog oder im Diskurs entsteht – ein kommunikativer, diskursiver Begriff von Vernunft. Benhabib (1992) nannte es eine Innovation des Kant’schen Universalismus: eine diskursive Ethik, die situationsgebunden ist und keine universelle Verankerung hat. Dabei werden Regeln als Leitbilder benutzt, wodurch ein kommunikatives Verfahren entsteht. Dies ist ein Verfahren, welches nicht einer Selbstorganisation oder Selbstregulierung unterliegt, sondern das durch Regeln bestimmt wird. Ein solches Verfahren soll eine hohe Qualität von Kommunikation gewährleisten, so dass die Akteure, die dieses Verfahren des „Miteinanderredens“ anwenden, ihr Zusammenleben politisch gestalten können (Arendt 2002). Bei diesem Miteinanderreden können Perspektiven erweitert oder verständlich gemacht werden. Ansichten werden zur Geltung gebracht, die durch die Praxis des Anhörens von Gründen und Begründungen zu einem intersubjektiven Prozess führen; hierbei wird ein Metakonsens gesucht. Hegels Modell der Sittlichkeit und des Anerkennens von verschiedenen Ansichten von Individuen ist ein erster Wegweiser zur gesuchten Schnittmenge der unterschiedlichen Auffassungen. Hierbei ist für Habermas die Solidarität wichtiger, die ein Bindeglied darstellt, welches ethisch-existenzielle Fragen nicht dem einem unlösbaren Relativismus überlässt (Habermas 1983, 1991; Cohen 2007). 

Gespräche, Sprechakte und die Intersubjektivität stehen im Zentrum von Habermas’ Theorie des ethischen Diskurses, die er in Anlehnung an Mead (1934) zum Ausgangspunkt von Identitätsfindung machte. Meads Identitätstheorie steht für eine Suche nach dem Selbst, welche auf einem Prozess interpersonaler Kommunikation basiert, wodurch die Individualisierung durch zwei Verständnisrahmen entsteht: Sozialisation und Intersubjektivität. Habermas entfernt sich jedoch von Meads Pragmatismus und einer Theorie der inneren Welt eines Individuums und konzentriert sich auf den Aspekt der Intersubjektivität und auf das Selbstverständnis des Individuums durch Kommunikation und Sprache. Modernität und soziale Kontrolle erschweren die Autonomie des Individuums, wodurch eher ein Spielen verschiedener Rollen statt Selbstbestimmung und Selbstrealisierung an der Tagesordnung sind. Ein reziprokes Verhältnis von inneren und äußeren Erwartungen innerhalb eines intersubjektiven Handelns ermöglicht jedoch eine autonome Identität, die auf simultanen Prozessen der Sozialisierung und der Individualisierung basiert. Dies bedeutet, dass Intersubjektivität durch kommunikative Vernunft und nicht durch eine transzendentale Subjektivität vermittelt wird. Daraus ergibt sich folgende Unterscheidung: Kommunikatives Handeln ist nicht mit strategischem Handeln gleichzusetzen, welches mit Drohungen oder negativen Konsequenzen agiert, sondern mit einem Prozess, in dem Akteure versuchen, gegenseitig einen Bindungseffekt zu schaffen (Habermas 1983).

Intersubjektivität ist sozial-historisch bedingt, da Individuen durch verschiedene Verständnisrahmen, Glaubensmuster oder Wertvorstellungen Konstrukte eines Weltbildes oder ihrer Eigenwelt entwickeln. Der interpersonale diskursive Austausch und Intersubjektivität sind folglich durch die soziale und kulturelle Historisierung der Akteure geprägt (z. B. Habermas 1987). Die Beteiligung autonomer und „historisierter“ Individuen an einem politischen Diskurs hat eine Positionierung zur Folge und beeinflusst, wie sich Akteure sozial und kulturell in einem spezifischen Umfeld oder der Gesellschaft identifizieren. Dadurch entsteht eine bedingte oder bestimmte Beteiligung am Diskurs, die zukunftsweisende Fragen oder Lösungswege beinhalten kann. Das Selbstverständnis oder die Identität der Beteiligten beeinflusst die intersubjektiven Prozesse und somit den Diskurs, der in Foren oder Diskussionsarenen stattfindet – wie beispielsweise im Fall der Trialogreihe zur „Energiewende“. Diese intersubjektiven Prozesse, die es den Akteuren ermöglichen, die Welt und das Verständnis des Anderen zu sehen, bezeichnete Garfinkel als Fähigkeit, einen Platzaustausch vorzunehmen (1967: 56). Intersubjektivität kann somit zu einer Bedingung werden, Positionen und Ansichten teilen zu können. Die Annahme von Objektivität in physischen und metaphysischen Welten ist eingehend hinterfragt worden (Gadamer 1960; Heidegger 1927; Husserl 1969, 2002), doch das Teilen und das Verständnis von Subjektivität kann durch Empathie oder empathisches Kommunizieren erleichtert werden, um einer Inter-objektivität näher zu kommen. Ohne der Andere zu werden oder die Subjektivität des Anderen anzunehmen, kann durch Einfühlung zumindest die Lebenswelt des Anderen nachvollzogen oder erlebt werden (Husserl 1969, 2002; Stein 1989). In Konflikten ist der Kampf um die Wertschätzung und Anerkennung der eigenen Lebenswelt oder der eigenen Identität von hoher Bedeutung (Honneth 1996; Howarth 2002). Dies kann durch Intersubjektivität reguliert werden, um eine Annäherung an ein gemeinsames diskursives Universum zu verfolgen (Stryker 1956). Durch eine Art transzendentalphilosophische Reflexion kann die eigene Lebenswelt zu einer sozialen „Mit-Welt“ werden (Habermas 1981).

Intersubjektivität nimmt einen Gehalt an, der unabdingbar für das Eintreten oder die Teilnahme an einem Diskurs ist. Ein Diskurs ist ein interaktives Kommunizieren, ein Dialog oder ein Sprachspiel in einem kritischen Feld oder in einem konfliktreichen Gebiet, darauf abzielend, einen gemeinschaftlichen Geltungsanspruch zu schaffen. Es ist ein argumentativer Schaffenssprozess, der einen inkrementell-evolutionären Prozess widerspiegelt, der nicht äußeren Autoritäten unterliegt, sondern der Autorität des Arguments. Ein solch argumentativer Diskurs orientiert sich a priori an einem gemeinschaftlichen Verfahren mit eigenen Normen, und dies kann im Idealfall als ein ethischer Diskurs bezeichnet werden. Hierzu wurden in der Vergangenheit eine Reihe von Modellen und Anwendungen entwickelt sowie weiterreichende und umfassende Forschungen angestellt.
 Im vorliegenden Aufsatz wird der Habermas'sche ethische Diskurs für die empirische Analyse der Trialogreihe zur „Energiewende“ an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance als normatives Referenzmodell genutzt. 

b) Habermas’ ethischer Diskurs

Trotz eingehender Kritik und akademischer Debatte der letzten Dekaden (z. B. Honig 2002; Jörke 2010; Rosenfeld/Arato 1998) wird das Habermas‘sche Modell hier als Referenzmodell genutzt. Die Kritik richtete sich insbesondere an Habermas’ Vorhaben, eine politische Theorie zu schaffen, die die Gesetzgebung umschreibt, die jedoch im selben Moment eine normative Theorie aufstellt und die Defizite der zeitgenössischen Gesetzgebung vor Augen führen soll (Chambers 1995, 2003). Um die Anwendung dieses Idealmodells zu rechtfertigen und die folgende Methode möglichst robust zu gestalten, werden die Hauptkritikpunkte im Hinblick auf den empirischen Fall kurz diskutiert. 

Die Grundfesten der Habermas‘schen Diskursethik (1981, 1983, 1990, 1991, 1992, 1995, 1996) basieren auf dem Prinzip des Universalismus. Habermas stellte zwei Grundprinzipien in den Mittelpunkt. Das Diskursprinzip „D“ erkennt Normen nur als gültig an, wenn sie „die Zustimmung aller Betroffenen als Teilnehmer eines praktischen Diskurses finden (oder finden könnten)“ (Habermas 1983: 103). Dieses Prinzip wird gestützt durch das Universalisierungsprinzip „U“: Es „muß jede gültige Norm der Bedingung genügen, daß die Folgen und Nebenfolgen, die sich aus der allgemeinen Befolgung der strittigen Norm für die Befriedigung der Interessen eines jeden Einzelnen voraussichtlich ergeben, von allen zwanglos akzeptiert werden können" (ebd.: 75).
 Eine Norm ist damit lediglich gültig, wenn alle Betroffenen diese Norm sowie deren positive als auch negative Konsequenzen akzeptieren. Da diese Norm nicht von einer (externen) Autorität auferlegt werden kann, muss dieser Norm die Zustimmung durch einen kommunikativen und argumentativen Prozess erteilt werden. Dieser diskursive Prozess enthält die Sprachbeteiligung verschiedener Akteure, die sich für oder gegen Geltungsansprüche aussprechen, diese jedoch während ihrer Argumentation oder Kritik rechtfertigen. Die Geltung universeller Normen kann dadurch im Sinne der Vernunft und Rationalität ausfindig gemacht werden und erhält somit Legitimität und einen Geltungsanspruch. Ein idealtypischer ethischer Diskurs kann unter der Einhaltung von fünf Grundregeln oder Prinzipien erlangt werden.
 

Die erste Regel fordert die freie Beteiligung. Der Diskurs steht offen für jeden Akteur. Jeder kann sich einbringen und Stellungnahmen abgeben, Wünsche oder Kritik äußern. Dies geschieht frei von Zwängen, das heißt von Akteuren oder Kräften, die von außerhalb auf die Diskursteilnehmer einwirken. Ebenso können die konstituierenden Regeln sowie das Diskursverfahren an sich infrage gestellt und diskutiert werden (Habermas 1992: 370 f.). 

Die zweite Regel umfasst die Rechtfertigung der Stellungnahmen, Wünsche oder Kritik, die in den Diskurs eingeführt werden. Jeglichem Geltungsanspruch muss eine Rechtfertigung zugrunde liegen. Akteure sollen daher zur Beteiligung die zugrunde liegenden Informationen anführen oder mit anderen Akteuren sowie Akteursgruppen austauschen (ebd.). Rechtfertigungen und inhaltliche Erklärungen sollen Auseinandersetzungen fördern, aber auch Lösungswege ebnen, das heißt einen deliberativen Prozess initiieren. 

Eine dritte Regel fordert die Teilnehmer des Diskurses auf, die Allgemeingültigkeit oder Gemeinnützigkeit ihrer Argumente und Stellungnahmen zu berücksichtigen. Mitgefühl, ein Maß an Empathie gegenüber anderen Personen und Argumenten sowie Solidarität soll es den Diskursteilnehmern ermöglichen, eine Sensibilität für Gemeinnützigkeit zu entwickeln. Dies bedeutet jedoch nicht, Partikularinteressen gänzlich aus dem Diskurs auszuschließen, sondern die Partikularinteressen einer Evaluation bzw. Prüfung auf Gemeinnützigkeit zu unterziehen. Durch ein „Säurebad des öffentlichen Diskurses“ können Partikularinteressen den Nachweis erbringen, dass sie der Allgemeinheit von Nutzen sind oder einen Beitrag zur Gemeinnützigkeit leisten. Dies kann aus einer utilitaristischen Sicht (J. S. Mill) geschehen: die beste Lösung betrifft die meisten Menschen; oder aus einer Perspektive des Differenzprinzips (J. Rawls): der Allgemeinheit ist gedient, wenn auch der benachteiligste Teilhaber der Gesellschaft von der Entscheidung profitiert und ihm geholfen wird.

Respektvolles Verhalten gegenüber allen Teilnehmern des Diskurses ist der Kern der vierten Regel (Gutmann/Thompson 1996; Macedo 1999). Ohne Respekt entsteht keine Kultur des Zuhörens, und dies ist eine Grundvoraussetzung für Deliberation. Eng verbunden mit der dritten Regel, welche Empathie gegenüber Anderen verlangt, wird hier Respekt gegenüber Gruppen und Einzelteilnehmern gefordert, womit eine direkte oder indirekte Anerkennung der Anliegen und Bedürfnisse anderer Akteure einhergeht. Ferner sollen direkte Gegenargumente anderer Teilnehmer, die darauf abzielen, die eigenen Ansprüche in der Diskussion zu entkräften, respektiert werden. Der gegenseitige Respekt der Teilnehmer sowie Respekt gegenüber dem Wissen und der Argumentation des Anderen sind für eine erfolgreiche Deliberation erforderlich, denn nur so kann ein Abwägungsprozess der eingebrachten Alternativen stattfinden, das heißt eine Vermischung oder Integration von Wissen (Fishkin/Luskin 2005).

Die fünfte Regel richtet sich an die Haltung oder den Antrieb der Teilnehmer – basierend auf Vernunft oder Rationalität – und strebt einen Konsens durch Deliberation an. Das Erzielen eines konstruktiven Konsenses sollte zwar keine Voraussetzung darstellen, dennoch gilt es, miteinander vereinbare Lösungsalternativen zu verfolgen. Authentizität und die Absenz vorsätzlicher Täuschung wird in diesem Zusammenhang von Habermas als Anspruch an einen ethischen Diskurs gestellt. Intentionen und Anliegen sind authentisch und nicht irreführend oder mit strategisch unterfütterten Zielen zu äußern (Habermas 1981: 149). Dadurch entsteht ein offener, ehrlicher und authentischer Diskurs. 

Die Regeln sorgten in der Vergangenheit für eine Bandbreite an Kritik, die sich insbesondere jener fünften Regel gewidmet hat (z. B. Holzinger 2001a). Unter Berücksichtigung der Kritik – nicht lediglich an der fünften Regel sondern im Allgemeinen – soll das Modell für die empirische Untersuchung dieses Aufsatzes kurz erläutert und gleichzeitig eine methodologische Rechtfertigung erbracht werden. 

Aus empirischer Sicht weisen normative Modelle, wie das Habermas’sche Diskursmodell, einige Schwächen auf. Um den Idealtyp des Habermas‘schen ethischen Diskurses empirisch nutzbar zu machen, dabei jedoch die Grundannahmen und ‑regeln beizubehalten, soll dieser im Folgenden einerseits diskutiert, andererseits seine Anwendung aber auch verteidigt werden. Dabei wird sich zeigen, wie der Fall der Trialogreihe zur „Energiewende“ die existierenden Schwächen hinsichtlich der Anwendung des Modells minimiert. Vier Punkte werden hinsichtlich des empirischen Falls kurz diskutiert:

1. Sanders (1997) und Young (2001) weisen auf eine Uniformierung rationaler und leidenschaftsloser Diskussionskulturen hin, die durch die Regeln des Idealdiskurses entstehen. Daraus könnte eine Benachteiligung mancher Teilnehmer – oder wie Young (2001) zeigte, ganzer sozio-demografischer Segmente der Bevölkerung – resultieren und damit die Regel der freien Beteiligung (erste Regel) gebrochen werden. Dieser Schwachpunkt betrifft auch den Fall der Trialogreihe zur „Energiewende“; jedoch ist zu beachten, dass sich die Konzeptionalisierung dieser Form der Diskursarena (Trialog) eine ausgewogene und unbenachteiligte Teilhabe zum Ziel gemacht hat. Eine Benachteiligung der Diskursteilnehmer kann somit als verringert  betrachtet werden. 

2. Die in Anlehnung an Schumpeter geäußerten Kritiken von Posner (2004) oder Reykowski (2006), die die Unfähigkeit oder fehlenden Voraussetzungen der Teilnehmer, in einem solchen Diskurs konsistent zu partizipieren, konstatieren, bedürfen für den Fall der Trialogreihe zur „Energiewende“ ebenfalls geringer Beachtung, da dieser von Experten mit großem Wissen zum Thema besetzt ist. Wissensasymmetrien sind vorhanden, aber in diesem Zusammenhang stellt sich vielmehr die Frage, wie eine erfolgreiche Wissensintegration möglich ist. 

3. Eines der Ziele des Trialogs (auch bezeichnet als vorparlamentarische Plattform) ist die (wenn auch indirekte) Beteiligung der Zivilgesellschaft durch den „dritten Sektor“. Das Argument des „Diskursversagens“ durch die Ignoranz der direkten Teilnehmer am Diskurs gegenüber der Zivilgesellschaft (Pincione/Teson 2006) ist damit zwar nicht eliminiert, jedoch zumindest reduziert. 

4. Eine schwerwiegende Kritik ist die Problematik der Authentizität, das heißt die Ehrlichkeit der Teilnehmer und die Identifizierung des Täuschens oder der strategischen Positionierung durch Täuschung im Verlauf des Diskurses (Holzinger 2001a). Dies sieht auch Habermas (2007), und es kann für den Fall des Trialogs auch nicht geprüft werden. Da die Trialoge über eine sehr lange Zeit stattfinden (mit dem Versuch einer kontinuierlichen Teilnehmerbeteiligung), würden Täuschungen vermutlich durch Widersprüche in der Argumentation im Laufe der Zeit aufgedeckt. Ferner gilt es anzunehmen, dass die Teilnehmer des Trialogs zumindest eine abgeschwächte Haltung oder keine konkreten Motive haben, Täuschungen als Strategie anzuwenden, etwa im Vergleich mit ähnlichen empirischen Fällen wie bspw. nationalen Parlamenten (Steiner u. a. 2004). Im gleichen Moment kann man mit dieser Annahme der lediglich „abgeschwächten Motive“ die Implikation einer „Hyper-/Überehrlichkeit“ (Markovits 2006) ausschließen. Dennoch werden während der Durchführung der Untersuchung Versuche der Täuschung oder weitere nicht-rationale Elemente, wie Emotionen oder verbale Angriffe, in das Auswertungsverfahren aufgenommen.

Trotz weiterer Schwächen und Komplikationen bei der empirischen Untersuchung deliberativer Strukturen, die in der Vergangenheit diskutiert wurden (siehe für einen Überblick Drzyek 2007, Parkinson/Mansbridge 2012 oder Steiner 2012), wird hier das normative Habermas‘sche Diskursmodell, unter Berücksichtigung der obigen Diskussion, für die empirische Untersuchung als geeignet befunden. Die verwendeten Indikatoren werden nicht alle Regeln gleichermaßen berücksichtigen, da die Umsetzung ihrer Quantifizierung unmöglich ist (somit wird die fünfte Regel ausgeschlossen). Die folgende Analyse der Trialogreihe zur „Energiewende“ anhand des normativen Diskursmodells beinhaltet lediglich einen komparativen Wert (Drzyek 2007: 244) und nicht per se eine Messung zur Überprüfung theoretischer Standards. Der Nutzen einer solchen Messung ist jedoch gegeben, nicht zuletzt, um die diskursive Qualität der Trialogreihe „Energiewende“ mit der diskursiven Qualität im Schweizer oder Deutschen Parlament (Steiner u. a. 2004) zu vergleichen. Der Vergleich dieser unterschiedlichen Diskussionsarenen bietet sich an, da Steiner u. a. (2004) in ihrer Studie die Methode und Anwendung des DQI durchgeführt haben. Es lassen sich so direkte Vergleichswerte zwischen den Diskursarenen herstellen. 

3. Methode und Vorgehen

a) DQI und allgemeine Vorgehensweise
Der discourse quality index (DQI; Steenbergen u. a. 2003; Steiner u. a. 2004) ist momentan die systematischste Methode, um Deliberation zu identifizieren und zu evaluieren (Thompson 2008). Die Methode etablierte sich in den letzten zehn Jahren zu einem Standard der empirischen Deliberationsforschung.
 Sie ermöglicht es, die Einhaltung der Regeln und Grundprinzipien des deliberativen (theoretischen) Modells, wie oben definiert, zu „testen“ und zu messen. Die Methode beinhaltet eine diskursive Inhaltsanalyse, die auf einem Kodierschema basiert. Empirische Daten werden diesem Kodierschema unterzogen und anschließend werden mit den Werten Messungen anhand des normativen Modells vorgenommen. Die Auswahl der Indikatoren und ihrer Skalierungen orientieren sich in der vorliegenden Studie an Steenbergen u. a. 2003 sowie Steiner u. a. 2004, um im letzten Teil der Analyse einen Vergleich herzustellen. 

Der DQI wurde innerhalb der Deliberationsforschung einer theoretischen und methodischen Weiterentwicklung unterzogen.
 Der DQI I weist gegenüber dem DQI II Einschränkungen auf, etwa eine eindimensionale anstatt einer mehrdimensionalen Messung sowie die fehlende Berücksichtigung des Zeitverlaufs, also der sequentiellen Deliberation (Bächtiger u. a. 2010b; Goodin 2000). Dennoch veranlasst die Konkretheit und Prägnanz des DQI I und vor allem der gewählte direkte Vergleich mit den empirischen Fällen des Deutschen oder Schweizer Parlaments (Bächtiger/Steenbergen 2004; Steiner u. a. 2004) die Auswahl des methodisch verkürzten, aber robusten DQI I für die vorliegende Untersuchung.
 Zunächst wird das methodische Vorgehen und die Anwendung des DQI I vorgestellt. 

Der Analysegegenstand dieser Untersuchung ist das gesprochene Wort der Teilnehmer während der Trialogveranstaltungen zur „Energiewende“ an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance. Während der Veranstaltungen wurden Tonaufnahmen durchgeführt und transkribiert. Die Transkripte der Veranstaltungen bilden einen Textkorpus, der als Datengrundlage dient. Während der Trialogveranstaltungen galten die Chatham House Rules. Die Teilnehmer wurden dadurch partiell anonymisiert, das heißt sie wurden lediglich einer Kategorie teilnehmender Institutionen zugeordnet. Es nahmen Vertreter aus dem Unternehmenssektor, der Politik, der organisierten Zivilgesellschaft sowie der Wissenschaft und der Medien teil. Das Ziel der Trialogveranstaltungen war es, Diskussionen über die Energiewende zu führen, Weichenstellungen und Umsetzungsszenarien zu identifizieren, den für die Energiewende relevanten Handlungsrahmen zu erörtern und damit einen Beitrag zu den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung zu leisten. Den Diskussionen wurden keine Problemstellungen oder Thematiken vorgegeben; stattdessen wurden diese gemeinsam von den Teilnehmern oder Akteuren in den ersten Veranstaltungen erarbeitet. 

Um die Datenmenge (der gesamte Textkorpus der Trialogreihe) einzugrenzen, wurde für die hiesige Untersuchung eine Thematik innerhalb der Trialogreihe zur „Energiewende“ ausgewählt, welche sich im Verlauf der ersten Diskussionen als zentrales Konfliktthema herausstellte: Markt vs. Regulierung (bzw. Energieeffizienz). Die Redebeiträge einzelner Akteure zu diesem Konfliktthema wurden zusammengetragen und bildeten die Grundlage eines weiteren, jedoch überschaubaren Textkorpus, der anschließend einem Kodierverfahren unterzogen wurde. Dieser Textkorpus wurde in relevante und irrelevante Abschnitte aufgeteilt. Dabei wurden lediglich die relevanten Abschnitte kodiert. Ein relevanter Abschnitt beinhaltet eine Forderung oder einen Vorschlag zur Entscheidungsproblematik bzw. welche Entscheidungen getroffen werden sollten und welche nicht. Diese Forderungen beinhalten meist alternative Ideen oder neue Vorschläge, die vorherige Ideen weiter entwickeln, ergänzen oder gänzlich gegensätzliche Ansätze zur Entscheidungsproblematik vertreten. Irrelevante Abschnitte beinhalten Nachfragen zur Erklärung oder Kommentare sowie Beiträge, die die selektierte Thematik nicht betreffen. 
Relevante Beiträge werden hinsichtlich ihrer Diskursqualität und anhand von drei Kategorien bzw. sechs Indikatoren systematisch kodiert. Diese Kodierungskategorien orientieren sich an den Regeln und Grundprinzipien des Habermas-Modells, welche bereits vorgestellt wurden. Der vorliegende Diskurs wird hinsichtlich der sechs Indikatoren am Idealtypus (das Modell) gemessen und die Diskursqualität evaluiert. Die drei Kategorien bzw. sechs Indikatoren lauten 

1. Rechfertigungsgrad, 

2. Respekt (diese Kategorie umfasst vier Indikatoren: Gruppen, Forderungen, Gegenargumente und Bezugnahme auf andere Teilnehmer), 

3. konstruktive Politik/Konsensbildung.   

Die Kodierung des Textkorpus wird von zwei Personen unter den gleichen Bedingungen und Vorgaben durchgeführt (Kodierer 1 und Kodierer 2). Die kleinste Kodierungseinheit eines Sprechaktes bestand aus einem Satz, wobei in den meisten Fällen ganze Sinnabschnitte kodiert wurden. Die kodierten Korpora werden anschließend verglichen und ihre Übereinstimmungen oder Abweichungen betrachtet. Damit wird die Validität des Kodierungsverfahrens geprüft. Statistische Tests werden für jeden Einzelindikator durchgeführt, um die Zuverlässigkeit des Messinstruments zu gewährleisten. Ferner werden die Ergebnisse der sechs Einzelindikatoren Einzelanalysen unterzogen, um sicherzustellen, dass die Kodierung nicht willkürlich, sondern systematisch vorgenommen wurde. Anschließend werden die Einzelindikatoren analysiert und die Diskursqualität ermittelt. 

b) Kodierungsprozess – Kodierungsschema 

Der Kodierungsprozess wird von beiden Kodierern durchgeführt und erfolgt in zwei Schritten. Kodierer 1 und 2 lesen den Textkorpus und vergeben unabhängig die Codes. Im zweiten Schritt werden alle vergebenen Codes verglichen. Abweichungen werden notiert und die beiden Kodierer besprechen die Abweichungen, bis es zu einer Einigung bzgl. des abweichenden Codes kommt. Beide Kodierer sollen mit der Angemessenheit dieses „Konsens-Codes“ möglichst zufrieden sein. 

Die Kodierer fanden im Textkorpus des Trialogs „Energiewende“ Markt vs. Regulierung (bzw. Energieeffizienz) 141 relevante speech acts (N=141), das heißt Ansprachen, die eine Forderung oder einen Vorschlag zur Entscheidungsproblematik beinhalten. Hierbei gab es keine Abweichungen. Um den Kodierungsprozess der einzelnen Kategorien nachvollziehen zu können, wird dieser Prozess im Detail vorgestellt. 

(1) Rechfertigungsgrad 

Dieser Grad wird in vier Stufen, das heißt Codes von 0-4 unterteilt. Ein Code 0 wird vergeben, wenn es keine Rechtfertigung gibt, also ein Vorschlag ohne weitere Begründung gemacht wird. Dieser Code wurde im gesamten Textkorpus nicht vergeben (siehe Tabellen unten). Der Code 1 wird gegeben, wenn der Akteur lediglich eine sehr kurze, aber unzulängliche und unvollständige Rechtfertigung erteilt. Ein Code 2 wird bei einer kurzen, jedoch klaren Begründung vergeben – es wird nach Schlüsselwörtern wie „deshalb“ und „weil“ gesucht. Mehrere Gründe/Begründungen sowie Ausführungen und Erklärungen für diese Rechtfertigungen müssen bei einem Code 3 zu erkennen sein, wobei bei einem Code 4 eine Aneinanderreihung von Erklärungen der Rechtfertigung zu finden ist, die beinahe eine wissenschaftliche Qualität aufweist. Ein Beispiel für Code 3 soll dies verdeutlichen 
:

„Wenn wir über die Energieeffizienz sprechen, das ist ja Zentrum dieser Diskussion, dann sollten wir uns konzentrieren auf den Wärmemarkt, also den Strom mal außen vor lassen. Vielleicht auch weil über den Strom auch genug geredet wurde, und die Potenziale alle sehr präsent sind, was im Wärmemarkt aber noch nicht der Fall ist. Im Wärmemarkt gibt es die größten Gewinne, die man mit Effizienz heben kann, das Ziel, 50 Prozent Einsparung der Primärenergie ist nicht nur theoretisch sondern auch praktisch im Wärmemarkt darstellbar, und wir sollten uns konzentrieren in der Debatte auf die Faktoren, die bislang verhindern, dass diese Potenziale gehoben werden. Ein Beispiel will ich kurz nennen. [...]“

(2) Respekt – Gruppe (Empathie) 

Hier werden Codes von 0-2 vergeben. Der Code 0 steht für explizit respektlose Stellungnahmen. Ein Ausdruck von implizitem Respekt durch nicht vorkommende negative Stellungnahmen gegenüber der Gruppe wird mit dem Code 1 versehen, wobei der Code 2 einen eher anspruchsvollen erkennbaren Versuch eines integrativen Auftretens kenntlich macht. Ein Beispiel soll hier Code 2 verdeutlichen: 

„Ich glaube Z 7 hat zurecht gesagt, wir müssen uns der Frage wie man den Re-Transfer von Finanzkapital und realwirtschaftliche Aktivitäten, wie man das organisiert würde unsere Thematik mal wirklich weit übersteigen und ist auch hier an der Stelle nicht der entscheidende Punkt, weil Effizienz zu finanzieren nicht wirklich das Problem ist. Bei Erneuerbaren schon, aber bei Energieeffizienz haben wir, das ist hoffentlich ein bisschen deutlich geworden, hochwirtschaftliche Potenziale und wir haben Hemmnisse, die vermeiden, dass wir dem nachkommen. Und wenn wir dieses Verständnis auch noch teilen würden, dann sind wir der Frage, die W 11 zu Recht angesprochen hat schon ein Stückchen näher.“

(3) Respekt – Teilnehmer 

Ein ähnliches Verfahren wurde bei der Vergabe der Codes für den Respekt gegenüber anderen Teilnehmern angewandt. Der Code 0 wird bei einer verbalen Attacke eines Teilnehmers mit einem direkten Bezug auf einen der Akteure vergeben. Der Code 1 wird bei fehlender Bezugnahme auf andere Gesprächsteilnehmer vergeben, Code 2 bei einer neutralen Bezugnahme und Code 3 bei einem direkten Lob gegenüber einem oder mehreren Akteuren. Für das folgende Beispiel wird ein Code 2 vergeben, denn der Redner bezieht sich mit Respekt auf zwei Teilnehmer der Diskussion, bleibt dabei jedoch auf einer neutralen (Gesprächs‑)Ebene:

„Ich lächle, weil ich die gleichen Elemente nehmen werde wie P 11. Ich will sie bloß in die komplett umgekehrte Richtung ausleuchten. Ich war gestern bei der Präsentation dieses World Energy Outlooks und habe dann eben auch gelernt [...].“

(4) Respekt – Vorschlag

Der Respekt gegenüber den Vorschlägen oder Forderungen anderer Teilnehmer während der Diskussionen reicht von einem Code, der respektlose Äußerungen gegenüber einem Vorschlag (Code 0) markiert, bis zu einem Code, der explizit respektvolles (sprachliches) und wertschätzendes Verhalten kennzeichnet (Code 3). Der Code 1 wird im Fall von implizitem Respekt vergeben und der Code 2 bei explizit respektvollen Äußerungen, wobei es sich hier um nüchternes und sachliches Zustimmen handelt im Gegensatz zu Code 3 (wertschätzend, zustimmend). Code 2 kann ebenfalls mit dem obigen kurzen Beispiel 3 verdeutlich werden. 

(5) Respekt – Gegenargumente  

Bei der Kodierungskategorie Respekt in Bezug auf Gegenargumente stellt sich die Frage, inwiefern sich der Akteur der Gegenargumentation widmet und ob diese Redebeteiligung eine positive/negative Konnotation beinhaltet. Im empirischen Fall des Trialogs haben sich die meisten Akteure in ihren Redebeteiligungen neutral, also respektvoll Gegenargumentationen gewidmet, das heißt es wurden die Codes 2 (neutrale Reaktion), 3 (Wertschätzung des Gegenarguments) sowie 4 (uneingeschränkte Zustimmung) vergeben. Der Code 0, der im Fall einer explizit negativen, also respektlosen Reaktion vergeben wird, trat im vorliegenden Textkorpus nicht auf. Ein Beispiel für die Vergabe von Code 3 ist: 

„Im Grundsatz, glaube ich, gehen wir da nicht auseinander bei der Energieeffizienz. Ich habe mich dafür etwas überpointiert ausgedrückt. Mir ging es vor allem darum, zu sagen, wenn es uns in Deutschland nicht gelingt, in der Situation, wo wir jetzt die sehr günstigen Kohlepreise haben und Kohle ist, wie wir alle wissen, ja weltweit massiv verfügbar, und wenn wir jetzt einen riesen Schub bei Gas bekommen, das wird sich ja auch auf Kohle dann auswirken, d. h. die Kohlepreise werden weiterhin sehr im Keller bleiben. Dann ist das schon eine Frage, wie bekommen wir dann in Europa eine CO2-Senkung hin und erreichen wir unsere Ziele? Und in dem Zusammenhang wollte ich gesagt haben, dass dann Energieeffizienzpolitik immer noch mehr in den Vordergrund rückt, weil sie dann von der strategischen Situation her so eine große Rolle spielt. Natürlich habe ich mich gefreut über die positiven Kommentare zur Wandlungsfähigkeit der XY-Agentur
, das hat sicherlich weniger mit meiner Anwesenheit dort zu tun, sondern ist schon ein längerer Prozess. Und ich denke, das ist auch gut so [...].“

(6) Konstruktive Politik

Im Gegensatz zu parlamentarischen Debatten, die durch positionelle Politiken dominiert werden (Steenbergen u. a. 2003), was in diesem Aufsatz zu einem späteren Zeitpunkt nochmals diskutiert werden wird, wurde nicht mehrheitlich der Code 0 vergeben, der bei positionellen Beteiligungen mit geringem Konsensvermögen vergeben wird. Auch die Codes 1 (bei Beteiligungen mit neuen und alternativen Vorschlägen), 2 (der eine Agenda mit höherem Konsensvermögen oder einen Aufruf zum Konsens markiert) und 3 (Kompromissvorschläge oder anderes konstruktives Verhalten) wurden vergeben. Ein Beispiel für eine sprachliche Beteiligung (Code 3) liefert der folgende Abschnitt: 

„Dazu wollte ich noch sagen, also, P 11 meinte gestern, also, seine Partei meint, dass Fragen von Internalisierung von externen Kosten in der Energiewirtschaft getrennt gehandelt werden sollen als die Folgen von den ärmsten in unserer Gesellschaft, solche Fragen, dass man dieses zweite Problem von dem ersten getrennt lösen soll und kann. Ich sehe das auch so. Der Grund weswegen ist, wenn wir jetzt, sagen wir mal, darauf verzichtet, irgendwelche ökologische Kosten zu internalisieren, weil man Angst davor hat, dass die unteren zehn oder fünf Prozent davon betroffen werden, dann sind entstehen da riesige Kosten, und zwar insgesamt. Man soll also nicht darauf verzichten, man soll aber sowohl darauf gucken, das geht ja meistens um Geld hier, also die Frage ist Geld, dass diese unteren 10, 5 Prozent dann ein Ausgleich oder besser bekommen. Und das, da muss ich kurz nochmal finanztechnisch werden [...]. Über solch eine sehr einfache Schiene, kann man dann diese zwei Welten wieder zusammenführen.“ 

4. Analyse und Ergebnisse

a) Zuverlässigkeitstests der DQI-Indikatoren 

Zunächst wird die Zuverlässigkeit dieses Messinstruments für die hier zugrunde liegenden Daten des Textkorpus geprüft. Das Kodierungsverfahren und die Messung der Einzelindikatoren werden dazu der Fragestellung unterzogen: Wie ist sicherzustellen, dass die Kodierung nicht willkürlich, sondern systematisch vorgenommen wurde? Sind die Messungen zuverlässig? 

Nachdem die Kodierer die selektierten speech acts mit den Kodierungen versehen haben, wurden alle vergebenen Codes verglichen. Abweichungen wurden notiert, es folgte eine Absprache, und letztlich wurde ein gemeinsam vertretbarer Code beschlossen. Vier verschiedene statistische Tests können die sehr hohe Übereinstimmungsrate verdeutlichen und damit die Zuverlässigkeit der Messung bestätigen: ratio of coding agreement (RCA) (Holsti 1969), Cohen’s kappa (() (Cohen 1960), Spearman’s rank correlation (ρ) (Siegel 1956) und Cronbach's Alpha (() (Holsti 1969). 

Bei der Auswertung wurden sowohl der Kodierungsprozess insgesamt als auch die einzelnen Kodierungskategorien berücksichtigt. Insgesamt wurden 846 Entscheidungen getroffen, das heißt 846 Codes wurden vergeben. Die zwei Kodierer trafen 772 übereinstimmende und 74 nicht übereinstimmende Entscheidungen, also ein RCA=0.9125 (d. h. Übereinstimmung von 91,25 %), was für ein sehr hohe Zuverlässigkeitsprüfung steht. 

Tabelle 1: Verlässlichkeitsprüfung der Einzelkategorien

	Codekategorie
	RCA

(insg.= 0.912)
	(
	(
	(

	Rechtfertigungsgrad
	0,972
	0,926
	0,936
	0,967

	Respekt: Gruppen
	0,879
	0,757
	0,771
	0,867

	Respekt: Forderungen/Vorschläge
	0,929
	0,869
	0,883
	0,889

	Respekt: Gegenargumente
	0,894
	0,732
	0,748
	0,709

	Respekt: Bezugnahme auf andere Teilnehmer
	0,901
	0,835
	0,890
	0,905

	Konstruktive Politik/Konsensbildung
	0,908
	0,841
	0,870
	0,941


Anmerkungen: RCA = ratio of coding agreement; ( = Cohen’s kappa; ρ = Spearman’s rank correlation; ( = Cronbach's Alpha.

Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 1 zeigt die Zuverlässigkeitsprüfungen der Einzelkategorien. Lediglich minimale Abweichungen sind zu erkennen. Der niedrigste RCA Wert (RCA = 0,879) ist beim Indikator „Respekt: Gruppen“ zu finden, eine Übereinstimmung von 87,9 % aller Codes in dieser Kategorie ist jedoch als sehr gut zu bewerten. Zunächst ist dies ein zuverlässiges oder verlässliches Ergebnis, jedoch ist hier der Zufall ein Faktor, der dieses Ergebnis verzerren könnte. Aus diesem Grund wurden weitere Tests durchgeführt, wodurch ausgeschlossen werden sollte, dass die Kodierung einer Verzerrung durch Zufall und Willkür unterliegt. Vielmehr soll die Kodierung und damit auch Messung systematische Ergebnisse hervorbringen. 
Die Tabelle 1 zeigt die Werte für Cohens (, was dem statistischen Maß für die Verlässlichkeit der Einschätzungen zweier Beurteiler abzüglich der Möglichkeit einer zufälligen Übereinstimmung entspricht. Jeder Indikator zeigt einen statistisch signifikanten Wert, der von 0,732 (Respekt: Gegenargumente) bis 0,926 (Rechtfertigungsgrad) reicht. Dies sind Werte, die ein sehr hohes Maß an Übereinstimmung indizieren, wie beispielsweise Landis und Koch (1977) zeigen. 

Da es sich bei der Kodierung um Kategorien handelt, also eine Rangfolge von Bewertungen, ist der Test Spearman’s rank correlation (ρ) zu Rate gezogen worden, der die Übereinstimmung zwischen den Kodierern auf Rangkorrelationen untersucht, das heißt ein parameterfreies Maß für Korrelationen berechnet. Ähnlich wie bei Cohens ( ergeben die Werte, wie aus Tabelle 1 ersichtlich, ein sehr hohes Maß an Zuverlässigkeit. Letztlich wurde Cronbachs Alpha (() eingesetzt, um die interne Konsistenz der Kodierungsskala zu testen, also das Ausmaß der proportionalen Varianz zwischen den Kodierungskategorien zu kontrollieren. Auch hier konnte die Zuverlässigkeit der Messung bestätigt werden. Die Werte Rechtfertigungsgrads (0,967) und Konstruktive Politik/Konsensbildung (0,941) sind herausragend hoch. 

Alle vier Testverfahren haben die Zuverlässigkeit der erhobenen Daten bestätigt. Selbst die niedrigsten Werte (Respekt: Gegenargumente) sind als herausragend gut einzustufen. Dies beweist die hohe Übereinstimmung der Messungskomponenten (zwischen zwei Beobachtern), die die Qualität eines Diskurses erhöhen oder reduzieren, das heißt die Daten und die Messung unterliegen einer Systematik. Auf der Basis dieser zuverlässigen Daten können die deskriptiven Statistiken und Frequenzen der Kodierungskategorien dargestellt und analysiert werden. 

Zunächst werden die Ergebnisse der Trialogreihe an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance besprochen und anschließend ein Vergleich mit Ergebnissen anderer Formen von Diskussionsarenen – die Untersuchungen in der näheren Vergangenheit ergeben haben – angestellt. 

b) Einzelanalysen der Indikatoren

Zunächst gilt es, die Häufigkeitsverteilungen der Kodierungskategorien innerhalb der Indikatoren darzustellen. Tabelle 2 zeigt das Vorkommen der jeweiligen Kodierungskategorien und den prozentualen Anteil jeder Kodierungskategorie im Verhältnis zur Gesamtverteilung innerhalb des Indikators.

Tabelle 2: Häufigkeit der Kodierungskategorien, angegeben in n (%)

	Code
	Rechtfertigungsgrad 
	Respekt: Gruppe
	Respekt: Vorschlag
	Respekt: Gegenargumente
	Respekt: Teilnehmer
	Konstruktive Politik

	0
	0 (0,0)

	0 (0,0)
	0 (0,0)
	0 (0,0)
	0 (0,0)
	1 (0,7)

	1
	0 (0,0)
	81 (57,5)
	48 (34,0)
	1 (0,7)
	31 (22,0)
	76 (53,9)

	2
	5 (3,5)
	60 (42,5)
	75 (53,2)
	110 (78,0)
	89 (63,1)
	45 (31,9)

	3
	108 (76,6)
	0 (0,0)
	18 (12,8)
	30 (21,3)
	21 (14,9)
	19 (13,5)

	4
	28 (19,9)
	0 (0,0)
	0 (0,0)
	0 (0,0)
	0 (0,0)
	0 (0,0)


Quelle: Eigene Darstellung.

Allgemein ist zunächst zu beobachten, dass beinahe kein Beitrag (eine Ausnahme im Indikator Konstruktive Politik) mit einen Code 0 versehen wurde. Der vierteilige Indikator Respekt ist mit allgemein hohen Werten einzuordnen. Der Indikator Respekt: Gruppe zeichnet ein empathisches Verhalten der Akteure auf. Es fällt insbesondere der Indikator Respekt: Gegenargumente auf, da in 78 % der Sprachbeteiligungen eine neutrale Reaktion und in 21,3 % eine Wertschätzung des Gegenarguments signalisiert wurde. Der Wille der Akteure, Gegenargumente oder andersartige Ideen in die eigene Argumentation oder die eigenen Vorschläge zu integrieren, ist als hoch zu bewerten. Im Vergleich zu anderen Diskussionsarenen wird die Signifikanz dieser Werte zusätzlich verdeutlicht (Tabelle 3). Auch sind die Werte des Indikators Respekt: Teilnehmer herauszustellen, da 63,1 % der Akteure sich während ihrer Beteiligung auf andere anwesende Akteure explizit respektvoll beziehen und in 14,9 % von einer Wertschätzung und einer (Teil-)Zustimmung gesprochen werden kann. 

Am auffälligsten sind jedoch die Indikatoren Rechtfertigungsgrad und Konstruktive Politik. Hier wird deutlich, dass die Diskussionsarena Trialog an der HUMBOLDT-VIADRIANA School of Governance einen überdurchschnittlich hohen Wert von Diskursqualität aufweist. In 76,6 % der 141 selektierten und kodierten speech acts wurden Vorschläge ausführlich begründet und gerechtfertigt und in 19,9 % der Fälle eine beinahe wissenschaftliche Ausführung nachgewiesen (Indikator Rechtfertigungsgrad). Auch der Indikator Konstruktive Politik zeigt beachtliche Werte auf und beweist: In dieser Form der Diskussionsarena wurde der Anteil (im Gegensatz zu parlamentarischen Debatten – siehe dazu Tabelle 3) positioneller Politiken, motiviert durch Partikularinteressen, reduziert. Zwar wurden zu 53,9 % Alternativvorschläge angebracht, jedoch sind Werte von 31,9 % und 13,5 % für Code 2 und 3 als sehr hoch einzustufen. Einen Vorschlag mit besserem Konsensvermögen (Code 2) oder Kompromissvorschlägen und konstruktives Verhalten (Code 3) einzubringen, deutet auf deliberative Prozesse hin.

c) Ergebnisse im Vergleich

Im Verlauf der Einzelanalysen sind bereits Hinweise auf vergleichbare Untersuchungen gegeben worden. Die DQI-Methode wurde – wie oben im Detail erläutert – in der Vergangenheit entwickelt und für die Analyse von Diskursarenen angewandt. Andersartige Arenen, wie bspw. nationale Parlamente, wurden untersucht, wofür Daten aus Plenardebatten und Ausschusssitzungen des Schweizer sowie des Deutschen Parlaments herangezogen wurden (Bächtiger/Steenbergen 2004; Steiner u. a. 2004). Tabelle 3 zeigt die vergleichbaren Werte dieser Studien. Zunächst wird sich hier auf die zwei Indikatoren Rechfertigungsgrad und Konstruktive Politik konzentriert und anschließend die Indikatoren zu Respekt – die geringere Unterschiede aufweisen – diskutiert. 

Tabelle 3: Vergleich der DQI I-Indikatoren für drei Diskursarenen: Schweizer Parlament, Deutscher Bundestag, Humboldt-Viadrina Trialog (in %)

	Indikatoren der Diskursqualität
	Schweizer Parlament*
	Deutscher Bundestag *
	HUMBOLDT-VIADRINA Trialog

	Rechtfertigungsgrad

	keine Rechtfertigung 
	10,10
	20,90
	0,00

	kurze, unvollständige 
	13,60
	17,80
	0,00

	qualifizierte 
	27,30
	21,50
	3,50

	anspruchsvoll 1 (mehrere Gründe) 
	40,40
	34,30
	76,6

	anspruchsvoll 2 (wissenschaftliche Ausführung)
	8,60
	5,50
	19,9

	Konstruktive Politik

	positionelle Beteiligung
	81,00
	86,20
	0,7

	alternativer Vorschlag
	8,20
	6,60
	53,9

	Aufruf zum Konsens
	6,20
	5,00
	31,9

	Kompromissvorschlag
	4,60
	2,20
	13,5


Anmerkung: * nach Bächtiger/Steenbergen 2004; Steiner u. a. 2004.

Durch die direkte Gegenüberstellung in Tabelle 3 werden klare Unterschiede zwischen den drei Diskursarenen deutlich. Die Indikatoren Rechfertigungsgrad und Konstruktive Politik zeigen höhere Werte für den Trialog auf. Während die Anteile der nicht vorhandenen Rechtfertigungen in den beiden politischen Institutionen bei 10,1 % und 20,9 % liegen, tritt dieser Wert im Trialog nicht auf. Ähnlich verhalten sich die Werte bei kurzen oder unvollständigen sowie qualifizierten Rechtfertigungen, sobald ein Vorschlag in die Diskussion eingebracht wurde. Der Anteil der anspruchvollen Rechtfertigungen ist in beiden Parlamenten hoch, das heißt 40,4 % und 34,3 % der Sprachbeteiligungen führen mehrere Gründe auf, wobei dieser Wert im Fall der Trialogreihe bei 76,6 % liegt. Noch deutlicher wird das Verhältnis, wenn man den Wert der nahezu wissenschaftlichen Ausführungen betrachtet. Dieser ist im Fall der Trialogreihe mehr als doppelt so hoch: 19,9 % (Trialog) statt 8,6 % (Schweizer Parlament); oder beinahe vervierfacht: 19,9 % (Trialog) statt 5,5 % (Deutscher Bundestag). 

Ein sehr ähnliches Bild wird beim Vergleich des Indikators Konstruktive Politik deutlich. Die Diskussionsarenen Schweizer und Deutsches Parlament zeichnen sich durch die Dominanz von positioneller Politik aus, wobei der Trialog durch Alternativvorschläge, also neue Ideen und Argumente, Konsensverhalten und Kompromissvorschläge charakterisiert wird. Positionelle Beteiligungen machen 81 % im Schweizer und 86,2 % im Deutschen Parlament aus. Hingegen weisen 53,9 % der Beiträge im Trialog auf neue, alternative oder abgewandelte Vorschläge hin, 31,9 % stellen einen Aufruf zum Konsens oder zumindest eine Sprachbeteiligung mit Konsensvermögen dar, und 13,5 % beinhalten einen Kompromissvorschlag, also eine mediative oder integrative Intention. 

Ferner ist das mögliche Zusammenspiel der Einzelindikatoren zu betrachten. Bächtiger u. a. (2010b, c) konstatierten in ihrer Studie, dass das Zusammenspiel der verschiedenen Komponenten entscheidend für die Interpretation der Deliberationsqualität sein kann. Die sehr hohen Werte des Einzelindikators Rechfertigungsgrad und die vergleichsweise hohen Werte der Indikatoren zu Respekt im Fall der Trialogreihe weisen nicht nur auf einen „kooperativen“ oder gar „rationalen Diskurs“-Charakter (Bächtiger u. a. 2010b, c), sondern auch – und vor allem angesichts des ebenfalls hohen Wertes des Indikators Konstruktive Politik – auf eine insgesamt hohe Deliberationsqualität hin. Es wurden also hier, im Gegenteil zu Bächtiger u. a. (2010b, c), nicht umgekehrte Verhältnisse dieser Indikatoren gefunden. Ein umgekehrtes Verhältnis würde auf eine insgesamt niedrige Deliberationsqualität hindeuten (ebd.). Somit ist festzuhalten, dass die Deliberationsqualität im Fall der Trialogreihe „Energiewende“ nicht unter Akteuren leidet, die ausführlich und gemeinwohlorientiert, jedoch mit einem niedrigen Respekt-Niveau argumentieren (Tabelle 2). Rhetorisches Handeln, „wobei Akteure ‚rational’ erscheinen wollen, dabei den wohl entscheidenden Aspekt von Deliberation, nämlich Anerkennung anderer Sichtweisen und Perspektivverschiebung, aber gezielt ignorieren“ (Bächtiger/Wyss 2013: 167), hat im vorliegenden Fall einen geringeren Stellenwert. 

Diese divergenten Werte weisen auf einen Unterschied der Diskursqualität innerhalb der drei Diskussionsarenen hin. Von einer weiteren Test- oder Regressionsanalyse wird abgesehen, da dies zum einen die Möglichkeiten und Aussagekraft des DQI I überschreitet und zum anderen nicht vonnöten ist. Der Kodierungsprozess und die angestellten statistischen Tests, die die Willkürlichkeit der Messung im Zusammenhang mit der Gegenüberstellung zweier Diskussionsarenen ausschließen, haben eine starke Aussagekraft: Das Trialogverfahren der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance steht für eine höhere Diskursqualität, also für einen höheren Wert von Deliberation gegenüber Diskussionen im Deutschen Bundestag oder im Schweizer Parlament. 

5. Fazit und Anmerkungen

Der vorliegende Aufsatz zielte darauf ab, für die Diskussionsarena Trialogreihe zur „Energiewende“ (eine Eingrenzung des Textkorpus wurde vorgenommen) auf Deliberation zu testen und den nachgewiesenen Grad an Deliberation mit dem anderer Diskussionsarenen zu vergleichen. Nach einer Einführung des Gegenstandes Deliberation und der Vorstellung des hier verwendeten theoretischen Referenzmodells, des ethischen Diskurses von Jürgen Habermas, wurde die Durchführung der angewandten Methode, des DQI bzw. DQI I, dargestellt. Im Mittelpunkt stand dabei das Kodierungsverfahren, welches zur Messung und Evaluierung deliberativer Prozesse dient. Statistische Tests haben die Robustheit und Verlässlichkeit des Verfahrens nachgewiesen und damit die Willkürlichkeit der vorhandenen Messung ausgeschlossen. Dazu wurden vier Tests herangezogen: ratio of coding agreement (RCA), Cohen’s kappa ((), Spearman’s rank correlation (ρ) und Cronbach's Alpha ((). 

Die Ergebnisse der Messung zeigen ein deutliches Gesamtbild. Die Einzelindikatoren des DQI haben hohe Werte ergeben. Am auffälligsten waren die Indikatoren Rechtfertigungsgrad und Konstruktive Politik. Der Wert der Diskursqualität wurde hier als besonders hoch eingestuft. Dieses Gesamtbild wurde durch einen Vergleich mit empirischen Daten des Schweizer sowie des Deutschen Parlaments verdeutlicht. Bei der direkten Gegenüberstellung wurden die Differenzen der Diskursqualität dargelegt. Es wurden höhere Werte für die Trialogveranstaltungen an der HUMBOLDT-VIADRINA School of Governance, also ein insgesamt höherer Wert von Deliberation, nachgewiesen. 

Nach einer Quantifizierung – gemessen am normativen Modell und dem Vergleich verschiedener Formen von Diskussionsarenen – stellen sich Anschlussfragen: Was bedeutet dieses Ergebnis? Die Aussagekraft ist offenkundig – aber liegt der höhere Wert von Deliberation an den Akteuren oder an externen, wie zum Beispiel institutionellen, Variablen? Diese systemischen Fragen können hier nicht ausführlich beantwortet oder diskutiert werden. Dies war auch nicht die Fragestellung des Aufsatzes, zudem lässt dies die Datenlage nicht zu, eine plausible Annahme ist jedoch festzuhalten: Die Konzipierung und das institutionelle Setting der Trialogreihe hatten einen Einfluss auf das Ergebnis. Durch die Vielfalt der Teilnehmer (Politik, Unternehmenssektor und organisierte Zivilgesellschaft inkl. Wissenschaft und Medien) wurde versucht, ein möglichst umfassendes Bild der Komplexität der Herausforderungen der Energiewende zu zeichnen und damit den Facetten der sozialen Wirklichkeit gerecht zu werden. Dies scheint eine Auswirkung auf die Qualität der Deliberation zu haben, wenn es um die Identifizierung und Diskussion von Positionen, Argumentationen und bestehenden Interessenkonflikten zwischen den Vertretern der verschiedenen Bereiche ging. Das Ziel der Trialogreihe, von Beginn an ein besseres gegenseitiges Verständnis zu erzeugen und eine Vertrauensbasis unter den Akteuren aufzubauen, führte – so ist anzunehmen – zu einem höheren Grad von Deliberation. Es scheint, die Grundlage einer gemeinsam entwickelten Problembeschreibung, die Verständigung über Handlungsstrategien sowie Problemlösungen mithilfe anwendungsorientierten Wissens herzustellen, hat sich positiv auf Kommunikations- und Reflexionsprozesse ausgewirkt. Für manche Teilnehmer – so ist anzunehmen – wurde die eigene Lebenswelt zur einer sozialen „Mit-Welt“ (Habermas 1981).

Eine Diskussionsarena mit ihren Teilnehmern, die sich Lösungen komplexer Probleme widmen und zum Gemeinwohl beitragen möchten, zielt im Kontext liberaler Demokratien darauf ab, eine möglichst hohe Legitimation zu erreichen. Im Rahmen der diskutierten Theorie ist diese Legitimation in einem qualitativ höheren Diskurs eher gegeben als in einem Diskurs mit niedrigerer Qualität – ein solcher höherwertiger Diskurs wurde belegt, und einer der auffälligsten Indikatoren im vorgestellten empirischen Fall war der Rechtfertigungsgrad. Politische Theorie sowie die Forschung der Moralphilosophie haben sich der Bedeutung von Rechtfertigung gewidmet, insbesondere hinsichtlich der Erweiterung und Entwicklung zeitgenössischer liberaler Demokratie (z. B. Macedo 1990; Vallier 2011). Einige Autoren messen dem Akt der Rechtfertigung eine Bedeutung zu, die gleichzusetzen ist mit politischer Philosophie als solcher, oder der zumindest im Zentrum liberaler und pluralistischer Theorien steht (Rawls 1999). Hier wird deutlich, wie das Erreichen von Legitimation und Geltungsanspruch sich abgewandt hat vom veralteten oder traditionellen Denken, wie es etwa John Locke postulierte, dass Rechtfertigung ein Akt, lediglich ein epistemisches Unternehmen ist, um Dinge „richtig“ zu verfolgen, und Legitimation eher eine politische Konzeption, die versucht, die Gefolgschaft zu sichern. 

Für den Fall der Energiewende als Großprojekt der Deutschen Bundesregierung sowie der Europäischen Union ist es von besonders hoher Bedeutung, eine möglichst hohe Legitimation, einen gemeinschaftlichen Geltungsanspruch innerhalb der Bevölkerung zu schaffen. Die Teilnahme an diesem Großprojekt und dem Diskurs, der sich also argumentativ orientieren und ein gemeinschaftliches Verfahren darstellen müsste, schafft höhere Akzeptanz, das heißt einen argumentativen Prozess, der einen inklusiven und partizipatorischen und nicht einen exkludierenden und elitären Prozess widerspiegelt. Unter Berücksichtigung des besonderen Charakters der Energiewende braucht diese einen solchen prozessualen Charakter der Deliberation. Akzeptanz und ein gemeinschaftlicher Geltungsanspruch sind durch eine höhere Diskursqualität, einen höheren Grad von Deliberation, zumindest eher gewährleistet. Die Möglichkeit dieser erhöhten Diskursqualität wurde hier nachgewiesen. 

Allgemeiner gesprochen und unter Berücksichtigung der Ziele des ethischen Diskurses: Findet man nicht grundsätzlich das Bedürfnis von Akzeptanz und höherer Legitimation von politischen Prozessen in der Öffentlichkeit, das heißt das Bedürfnis – oder das fortlaufende Bestreben – nach solchen deliberativen Prozessen? Ist dieses Bedürfnis nicht nur im politischen Feld der Energiewende, sondern auch in anderen umstrittenen innenpolitischen Feldern, wie der Migrations- und Flüchtlingspolitik, oder außenpolitischen Feldern, wie militärischer Interventionen, vorhanden? 

Ein Entscheidungsverfahren, das weniger durch Strategien und Partikularinteressen einzelner Akteure getrieben ist, sondern durch Verhandlungen zustande kommt, die auf Argumenten basieren und möglichst viele gesellschaftliche Stakeholder einbezieht, integriert eine größere Bandbreite von Wissen, Perspektiven und Vielfalt von Teilnehmern und erlangt damit einen höheren Status von Legitimation. Die Möglichkeit einer Aufwertung der Demokratie durch einen höheren Grad an Deliberation ist, wie gezeigt wurde, gegeben. Die Möglichkeit der Erhöhung dieses Grades appelliert an die involvierten Akteure und Teilnehmer demokratischer Arenen, genau diese Möglichkeit wahrzunehmen. Eine Verschiebung der Ziel- und Interessenverfolgung wird damit allerdings vorausgesetzt: Konstruktive Diskussion und Argumentation wird zum Ziel und nicht die Verfolgung von Partikularinteressen.
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